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Vorwort 

Die Frage, ob die Einflüsse des europäischen auf das innerstaatliche öffent-
liche Recht als Zeichen des Aufbruchs zu einer neuen, gemeineuropäischen 
Rechtskultur zu begrüßen oder als Bedrohung eines bewährten, verfassungs-
rechtlich verankerten Rechtssystems zu verwerfen seien, gehört hierzulande zu 
den am meisten erörterten rechtswissenschaftlichen Themen unserer Zeit. In der 
Praxis der staatlichen Gerichte stellt sich die Frage kaum, da ein Raisonieren 
über Europa, wie es sein sollte, nicht ihre Sache sein kann. Man mag darüber 
streiten, ob dies auch ein rechtswissenschaftlicher Standpunkt ist. Doch ver-
weist davon unabhängig das Problem, wie zwei verschiedene und doch eng ver-
bundene, weil aufeinander angewiesene Rechtsordnungen zusammenwirken 
können, ohne ihre jeweil igen Geltungsansprüche preisgeben zu müssen, auf 
eine für viele Bereiche entscheidende Fragestellung von allgemeinerem Interes-
se. Die vorliegende Untersuchung geht mit Blick auf Teilgebiete des allgemeinen 
Verwaltungsrechts der Frage nach, unter welchen Gesetzmäßigkeiten hier ein 
Ausgleich zu suchen ist. Sie wurde im Sommersemester 1996 vom Fachbereich 
Rechtswissenschaft der Johann Wolfgang Goethe-Universität in Frankfurt am 
Main als Habilitationsschrift angenommen. Rechtsakte, Rechtsprechung und 
Literatur sind bis März 1998 berücksichtigt. 

Läßt sich Dank teilen, gebührt er gleichberechtigt meinen akademischen 
Lehrern und den Gutachtern dieser Arbeit, Herrn Richter am Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften a.D. Professor Dr. Manfred Zuleeg, Frankfurt 
am Main, und Herrn Professor Dr. Ingolf Pernice, jetzt Humboldt Universität 
zu Berlin. Natürl ich verdanke ich beiden mehr, als sich hier zum Ausdruck brin-
gen läßt. Herrn Professor Zuleeg bin ich vor allem für die kontinuierliche und 
ermutigende Förderung seit den frühen Studiensemestern zu Dank verpflichtet, 
ebenso für viele weiterführende Hinweise zu dieser Studie. Herrn Professor 
Pernice danke ich für die freundschaftliche, geduldige Gesprächsbereitschaft 
sowie für die zahllosen fördernden Anregungen, die ich während meiner Assi-
stentenzeit an seinem Lehrstuhl erhalten habe. Dank schulde ich auch Herrn 
Professor Dr. Michael Bothe, Frankfurt am Main, der mich im Frühjahr 1991 an 
einem rechtsvergleichenden Projekt zu bergrechtlichen Fragen in verschiedenen 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft beteiligte und damit indirekt den Anstoß zu 
dieser Studie gab. Für freundliche Auskünfte danke ich ferner den Herren Kol-
legen Prof. Dres. Heinz Schäffer (Salzburg) und Olli Mäenpää (Helsinki). Zu 
danken habe ich zudem meinen ehemaligen Frankfurter Kollegen, Herrn 
Rechtsreferendar York von Lersner, Frankfurt am Main, und Herrn Professor 



V I Vorwort 

Dr. Gerald W. Spindler, Gött ingen, die frühere Fassungen des Manuskripts kri-
tisch durchgesehen haben, sowie Herrn Professor Dr. Andreas Cahn, Mann-
heim, für weitere wichtige Anregungen. Meinen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern Amelie Behrendt, Carolin Breioer, U t e Guntermann, Ingo Erberich, Dr. 
Carsten Günther, Dr. Stefan Klein, vor allem aber Georg Schlüter danke ich für 
tatkräftige Hilfe beim Sammeln der seit Sommer 1996 erschienenen Literatur, 
beim Korrekturlesen und bei der Erstellung des Sachverzeichnisses. D e r Deut -
schen Forschungsgemeinschaft verdanke ich die großzügige Gewährung eines 
Druckkostenzuschusses. 

Münster, im Juni 1998 Stefan Kadelbach 
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Einleitung 

Eine europäische bürgerliche Gesellschaft entstand schon im neunzehnten 
Jahrhundert , 1 doch erst in unseren Tagen erfaßt der Prozeß der Entgrenzung 
innerhalb Europas auch die Rechtsordnungen. Wie insbesondere die Europäi-
sche Menschenrechtskonvention belegt, haben verwandte Wertvorstellungen in 
den Verfassungen völkerrechtliche Grundsatzkonventionen über Materien er-
möglicht, die als staatsidentitätsstiftend aufgefaßt werden. 2 D a arbeitsteilige 
Wirtschaftssysteme auf grenzüberschreitende Transaktionen angewiesen sind, 
wurde nationales Wirtschaftsrecht austauschbar, was sich in Konvergenz, 
wechselseitiger Durchdringung und einer durch die Möglichkeit der Rechts-
wahl bekräftigten, gegenseitigen Toleranz der Rechtsordnungen im Internatio-
nalen Privatrecht ebenso ausdrückt wie in einem wachsenden Erfordernis ge-
genseitiger Anerkennung von Hoheitsakten. In zwischenstaatlicher Koopera-
tion entwickelte Lösungsansätze für grenzüberschreitende Problemstellungen, 
gemeinsame völkerrechtliche Verpflichtungen mit dem Ziel einheitlicher oder 
vergleichbarer Prozeß- , Koll isions- und Sachnormen, vor allem aber das Inte-
grationsprogramm der Europäischen Gemeinschaft haben zu einer Internatio-
nalisierung des Rechts geführt, von der kein Bereich ausgenommen bleibt.3 

Die Rechtswissenschaft hat sich dieser Entwicklung auf ihre Weise ange-
nommen. Die fortschreitende Veränderung des Rechts der europäischen Staa-
ten durch N o r m e n zwischenstaatlichen Ursprungs ist schon vor drei Jahrzehn-
ten beobachtet und mit der Rezeption in der Frührenaissance verglichen wor-
den.4 Die Betonung als genuin europäisch in Anspruch genommener gemeinsa-
mer Verfassungstraditionen5 und, in diesem Rahmen sich konkretisierend, die 
historische Herkunft und Regelungsdichte des Gemeinschaftsrechts 6 haben zu 

1 Hegel, Rechtsphilosophie, §246 spricht davon, daß die bürgerliche Gesellschaft „über 
sich hinausgetrieben" werde, „zunächst diese bestimmte Gesellschaft, um außer ihr in anderen 
Völkern, die ihr an den Mitteln, woran sie Ueberfluß hat, oder überhaupt an Kunstfleiß u.s.f. 
nachstehen, Konsumenten und damit die nöthigen Subsistenzmittel zu suchen" (Herv. orig.). 

2 Zur Bedeutung der Grundrechte und der Rechtsstaatlichkeit für die staatliche Identität 
der Bundesrepublik s. BVerfG, Beschl. v. 22. 10. 1986, 2 BvR 197/83, BVerfGE 73, 340 (376) -
„Solange II" ; dem folgend Art. 23 I GG n.F. 

3 David, International Encyclopedia of Comparative Law II-5, zum europäischen Kontext 
S. 141 ff.; Kramer, JB1. 1988, 479 ff.; zur lex mercatoria i.d.Z. Goldman, Etudes Lalive, 241 ff. 

4 Siehe statt vieler Going, FS Hallstein, 116 ff. 
5 I.d.S. vor allem Häberle, EuGRZ 1991, 261 ff.; vgl. andererseits Isensee, in: ders. (Hg.), 

Europa als politische Idee, S. 103 ff. 



2 Einleitung 

einer „Europäisierung"7 aller Rechtsmaterien geführt. Jedes Fachgebiet verfügt 
nunmehr über ihre „europäische" Version.8 Das Ideal einer „Eurosprudenz"9 

mit der Vision eines neuen gemeinen Rechts 1 0 wurde wissenschaftliches Pro-
gramm. 1 1 

Diese Entwicklung hat für das allgemeine Verwaltungsrecht erst mit leichter 
Verspätung eingesetzt. Anders als das Privatrecht wurde das Verwaltungsrecht 
bisher nicht Gegenstand internationaler Übereinkommen mit dem Ziel seiner 
Vereinheitlichung, und bis zum Erlaß des Zollkodex der Gemeinschaft 1 2 hat es 
nur in geringem Umfang vereinheitlichende Initiativen der rechtsetzenden Or-
gane der EG gegeben.13 Erste Ansätze zu seiner Internationalisierung entwik-

6 Schon Ende der 80er Jahre war absehbar, daß zur Jahrtausendwende 80 % des Wirt-
schafts-, Sozial- und Steuerrechts Gemeinschaftsrecht sein würden, so die Prognose des ehe-
maligen Präsidenten der EG-Kommission, Jaques Delors, in seiner Rede vor dem Europäi-
schen Parlament v. 4. 7. 1988, Bull. EG 7/8-1988, Ziff. 2.4.21. 

7 Zur „Europäisierung" der Rechtswissenschaft fordern auf Coing, NJW 1990, 937 f. und 
Schulze, in: ders. (Hg.), Europäische Rechts- und Verfassungsgeschichte, S. 3; Zimmermann, 
JZ 1992, 8; Janssen, FS Böckenförde, 151. Häberle, EuGRZ 1991, 261 fordert im Hinblick auf 
das Verfassungsrecht mit gleichem Ziel die „Europäisierung Europas". Siehe auch die Pro-
gramme einer „europäischen Verfassungsgeschichte" bei Willoweit, in: Schulze (Hg.), ebd., 
S. 141 ff. und einer „europäischen Verwaltungsgeschichte" bei Robbers, ebd., S. 153 ff.; ferner 
Stolleis, KritV 1995, 275 ff.; David, in: Cappelletti (Hg.), Common Law of Europe, S. 113 ff. 
und Coing, ebd. S. 31 ff.; vgl. auch Tomuschat, in: ders. u.a. (Hg.), Europäische Integration, 
S.21 ff. 

8 Zu europäischem Privatrecht Drobnig, FS Steindorff, 1149 ff. (Vertragsrecht); Ulmer, JZ 
1992, 1 ff.; Blaurock, JZ 1994, 270 ff.; von „gemeineuropäischem Zivilrecht" sprechen u.a. 
Kötz, FS Zweigert, 481 ff.; Kramer, JB1. 1988, 477 f., 485 ff.; Coing, NJW 1990, 939; Zimmer-
mann, JZ 1990, 838; ders., JZ 1992, 8 ff.; vgl. auch Müller-Graff, FS Börner, 310 f. und NJW 
1993, 13 („Gemeinschaftsprivatrecht"); zur „Europäisierung" des Arbeitsrechts Beyer/Möl-
lers, JZ 1991, 24 und Meier-Schatz, ZSR 1992 I, III-, des Wettbewerbsrechts Fezer, JZ 1994, 
317 ff.; des Familienrechts (de lege ferenda) Martiny, RabelsZ 59 (1995), 419 ff.; zu „europäi-
schem Strafrecht" Sieber, ZStW 102 (1991), 957 ff. 

9 Patti, Saggi di diritto privato comparato, S. 58 („eurosprudenza"). 
10 Vgl. auch BVerfG, Beschl. v. 8. 4.1987,2 BvR 687/85, BVerfGE 75,223 (244) - Kreditver-

mittler. „Die Gemeinschaftsverträge sind auch im Lichte gemeineuropäischer Rechtsüberlie-
ferung und Rechtskultur zu verstehen"; ähnlich schon Grabitz, Gemeinschaftsrecht bricht na-
tionales Recht, S. 53. Zur Entwicklung des historischen Vorbildes des ius commune statt vieler 
Wieacker, Privatrechtsgeschichte, S. 82 ff.; Berman/Reid, ZEuP 3 (1995), 3 ff.; skeptisch zu sol-
chen Parallelen Götz, JZ 1994, 265 ff.; Scheuing, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann (Hg.), 
S. 353; Rengeling, W D S t R L 53 (1994), 230. 

11 Siehe Fn. 7. 
12 Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates v. 12. 10. 1992 zur Festlegung des Zollkodex 

der Gemeinschaften, ABl. Nr. L 302/1. Der Zollkodex stellt die bisher umfangreichste Kodifi-
zierung europäischen Verwaltungsrechts dar. Er ersetzt 26 Einzelverordnungen und zwei 
Richtlinien des Rates (Art. 251), die Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission v. 2. 7. 
1993 mit Durchführungsvorschriften zum Zollkodex (ABl. L 253/1, ber. Fsg. ABl. 1994 L 268/ 
32) weitere 75 Verordnungen und 2 Richtlinien der Kommission (Art. 913). 

13 Siehe z.B. Verordnung (EWG) Nr. 1430/79 des Rates v. 2. 7. 1979 über die Erstattung 
oder den Erlaß von Eingangs- oder Ausfuhrabgaben, ABl. L 175/1 sowie Verordnung (EWG) 
Nr. 1697/79 des Rates v. 24. 7. 1979 betreffend die Nacherhebung von noch nicht vom Abga-
benschuldner angeforderten Eingangs- oder Ausfuhrabgaben für Waren, die zu einem Zollver-
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k e l t e n s ich j e d o c h in d e r P r a x i s d e r G e m e i n s c h a f t s o r g a n e . D e r P r o z e ß d e r E n t -

s t e h u n g e ines g e m e i n s c h a f t s e i g e n e n V e r w a l t u n g s r e c h t s aus d e n R e c h t s o r d n u n -

gen d e r M i t g l i e d s t a a t e n , d ie in d e r R e c h t s p r e c h u n g des E u r o p ä i s c h e n G e r i c h t s -

h o f s 1 4 u n d in d e r L i t e r a t u r z u E l e m e n t e n e ines E u r o p ä i s c h e n V e r w a l t u n g s -

r e c h t s a b s t r a h i e r t w o r d e n s i n d , 1 5 v e r l ä u f t sei t e t w a e i n e m J a h r z e h n t , w i e i m m e r 

d e u t l i c h e r e r k e n n b a r w i r d , a u c h in e n t g e g e n g e s e t z t e r R i c h t u n g . 1 6 M a n k a n n 

d e s h a l b n i c h t m e h r n u r v o n e i n e m E u r o p ä i s c h e n V e r w a l t u n g s r e c h t i m S i n n e ei -

nes R e c h t s d e r V e r w a l t u n g d u r c h O r g a n e d e r G e m e i n s c h a f t s p r e c h e n ; 1 7 v i e l -

m e h r e r f a ß t d e r B e g r i f f a u c h das auf S a c h v e r h a l t e m i t G e m e i n s c h a f t s b e z u g a n -

w e n d b a r e n a t i o n a l e V e r w a l t u n g s r e c h t . 1 8 B e i d e E n t w i c k l u n g s r i c h t u n g e n s ind 

g e m e i n t , w e n n in R e v e r e n z an h i s t o r i s c h e W u r z e l n 1 9 v o n g e m e i n e u r o p ä i s c h e m 

V e r w a l t u n g s r e c h t d ie R e d e is t . 2 0 D i e auf das n a t i o n a l e V e r w a l t u n g s r e c h t a u s -

fahren angemeldet worden sind, das die Verpf l ichtung zur Zahlung derart iger Abgaben be-
inhaltet , ABl . L 197/1, beide zul . geänd. ABl . 1989 L 186/1 und aufgehoben durch Art . 251 des 
Zol lkodex (Fn. 12). Siehe auch den Überb l i ck bei Vedder, EuR Beih. 1/1995, 79 ff. 

14 So zuerst im Dienstrecht der Gemeinschaft , s. die Lei tentscheidung v. 12. 7. 1957, verb. 
Rs. 7/56 und 3/57-7/57, Slg. 1957, 83 (117f f . ) - Dineke Algera u.a./Gemeinsame Versammlung 
der EGKS; a l lgemein Reischl, in: Schwarze (Hg. ) , Europäisches Verwal tungsrecht im Werden, 
S. 97 ff.; Rengeling, EuR 1984, 331 ff.; Schweitzer, DV 17 (1984), 137 ff.; Everling, FS Redeker , 
293 ff.; Gornig/Trüe, JZ 1993, 884 ff. 

15 Vgl. schon Lecheler, Der Europäische Gerichtshof und die a l lgemeinen Rechtsgrundsät -
ze, S. 56 ff., 145 ff.; Meessen, J I R 17 (1974), 283 ff.; Rengeling, Rechtsgrundsätze , durchgehend; 
Kasten, D O V 1985, 570 ff.; s. dann vor al lem Schwarze, in: ders. (Hg.) , Europäisches Verwa l -
tungsrecht im Werden, S. 11 ff.; ders., Europäisches Verwal tungsrecht , 1988,2 Bdd. ; ders., ELR 
15 (1991), 3 ff.; ders., R.T.D.E 1993, 235 ff.; Everling, DVB1. 1983, 619 ff.; ders., N V w Z 1987, 
1 ff.; Grabitz, N J W 1989, 1776ff . ; Gornig/Trüe, JZ 1993, 884 ff.; zu e inem „europäischen 
Staatshaftungsrecht" Geiger, DVB1.1993 ,465 . Der Einf luß europäischen Rechts erfaßt auch in 
teils sehr grundsätz l icher Weise den verwal tungsger icht l ichen Rechtsschutz , von einem „euro-
päischen rechtsstaat l ichen acquis commun" spricht daher Tomuschat, FS Redeker , 292. 

16 Flauss, in: Burmeis ter (Hg. ) , Verwa l tung , S. 229; Koopmans, A J C L 39 (1991), 500 ff. 
17 Siehe bereits Wohlfarth, Ju r i s t en- Jahrbuch 3 (1962/63), 248, der „Umrisse eines werden-

den europäischen Verwal tungsrechts" ausmacht ; vgl. auch Bachof, W D S t R L 30 (1972), 236. 
18 I.d.S. auch Gassner, DVB1. 1995,16. Der doppelte Sinn des Wortes er innert an die Mehr -

deut igke i t des Begriffs „Internat ionales Verwal tungsrecht" , das ze i twei l ig zum einen als das 
Recht internat ionaler Verwal tungsgemeinschaf ten oder sonst durch völkerrecht l iche Verträge 
geschaffenes Vol lzugsrecht verstanden wurde (s. Bülck, S t rukturwande l , S. 13), zum anderen 
im heute ge läuf igen Sinne als Rechtsanwendungsrecht (so zuerst O. Mayer, Dt. V w R II, '1895, 
S. 453 ff.; s. auch Neumeyer, Internat ionales Verwal tungsrecht IV, S. 28 f.). Zu der entsprechen-
den, so in deutscher Sprache nicht mögl ichen Untersche idung zwischen „dir i t to amminis t ra -
tivo internaz iona le" und „dir i t to internaz iona le amminis t ra t ivo" Donati, Trattati I, S. 432, 
437 f.; Borsi, Riv. dir. int ' le 6 (1912), 378; ihnen folgend Gascon y Marin, R d C 34 (1930-IV), 21; 
dazu ferner Vogel, Anwendungsbere i ch , S. 161 ff. 

19 Siehe schon Bülck, FS Kraus, 29 ff.; Schwarze, Europäisches Verwal tungsrecht , S. 92 f. n. 
94; ferner die Bei träge in Heyen (Hg. ) , Konfrontat ion und Ass imi la t ion nat ionalen Verwa l -
tungsrechts in Europa (19./20. Jh.) . 

20 Rivero, in: Cappel le t t i (Hg. ) , C o m m o n L a w of Europe, S. 389 („droit commun euro-
péen") ; Everling, Rabe lsZ 50 (1986), 224; ders., FS Redeker , 310 f.; Schwarze, Europäisches 
Verwal tungsrecht , S. 90 ff.; ders., EuR 1997, 421 („ius commune") ; vgl . auch Schröder, DV 23 
(1990), 250. 
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s t rahlende E n e r g i e l e i s t u n g der e u r o p ä i s c h e n I n t e g r a t i o n hat i n z w i s c h e n im 
S c h r i f t t u m h i n r e i c h e n d A u f m e r k s a m k e i t g e f u n d e n 2 1 u n d die F o r d e r u n g laut 
w e r d e n lassen, die L e h r b ü c h e r des V e r w a l t u n g s r e c h t s neu zu s c h r e i b e n . 2 2 A h n -
l iche B e o b a c h t u n g e n s ind im aus ländischen S c h r i f t t u m zu v e r z e i c h n e n . 2 3 D a ß 
der P r o z e ß der Ö f f n u n g des V e r w a l t u n g s r e c h t s j e t z t erst beg innt , hat verschie -
dene U r s a c h e n . E i n G r u n d liegt in der d e m ö f f e n t l i c h e n R e c h t e igenen A b g e -
sch lossenhe i t g e g e n ü b e r anderen R e c h t s o r d n u n g e n . 

D a s V e r w a l t u n g s k o l l i s i o n s r e c h t führ t w e g e n der i n d i s p o n i b l e n N a t u r 2 4 und 
g r u n d s ä t z l i c h e n terr i tor ia len B e g r e n z t h e i t des V e r w a l t u n g s r e c h t s 2 5 al lenfalls 
a u s n a h m s w e i s e zur K o n s u l t a t i o n f r e m d e n Steuer- o d e r Soz ia l - , k a u m aber des 
a l lgemeinen V e r w a l t u n g s r e c h t s . 2 6 S o hat die z u n e h m e n d e B e f a s s u n g der G e -
r i chte mit g r e n z n a h e n U m w e l t b e l a s t u n g e n , die e inen A n r e i z z u r E i n f l u ß n a h m e 
aus ländischen R e c h t s d e n k e n s b ie ten k ö n n t e , 2 7 b is lang n icht zu e iner B e e i n f l u s -

21 Siehe Klein, in: Starck (Hg.), Rechtsvereinheitlichung, S. 142; Schmidt-Aßmann, FS Ler-
che, 513; zu „Europäisierungen" von Teilbereichen des Verwaltungsrechts Vitzthum/Schenek, 
in: Vitzthum (Hg.), Europäische und Internationale Wirtschaftsordnung, S.47 („Europäisie-
rung des Gentechnikrechts"); Appel, DVB1. 1995, 399 f.; Rengeling/Gellermann, DVB1. 1995, 
389 ff. (Europäisierung des Umweltrechts); ebenso Steinberg, AöR 120 (1995), 550 (europäi-
siertes deutsches Umweltrecht als Bestandteil eines „übergreifenden europäischen Verwal-
tungsrechts im Sinne eines ius commune publicum"); Gassner, DVB1. 1995, 16, 23 („europäi-
sches ius commune im Verwaltungsverfahrensrecht"); des Verfassungsrechts Klein, FS Stern, 
1301 ff.; des öffentlichen Rechts Koopmans, PL 1991, 54; überhaupt staatlichen Handelns Sie-
dentopf/Hauschild, D Ö V 1990, 455. 

2 2 So im Verlaufe der Aussprache auf der Mainzer Staatsrechtslehrertagung 1993 Vogel, 
VVDStRL 53 (1994), 241; Häberle, ebd. 245; vgl. auch Badura, ebd. 244 (EuGH als „eine Art 
neuer Otto Mayer"). 

23 Zu Frankreich Flauss, in: Burmeister (Hg.), Verwaltung, S. 229 ff.; Oberdorff, R.D.P. 11 
(1995), 25 ff. 

24 Hoffmann, in: v. Münch (Hg.), Besonderes Verwaltungsrecht, 7. Aufl. 1985, S. 864 bleibt 
Belege für seine These schuldig, die Verwaltung könne im Einzelfall legitimiert sein, aus meh-
reren Rechtsordnungen die „sachgerechteste" Norm auszuwählen. Aufgrund öffentlich-
rechtlichen Vertrages könnte ihr wohl diese Befugnis eingeräumt werden, jedoch nur in den 
Grenzen des § 54 VwVfG. Ein Beispiel für eine Art „Rechtswahl" bietet das europäische So-
zialversicherungsrecht, das Angehörigen diplomatischer oder konsularischer Dienststellen 
eine Option gewährt, s. Art. 16 II VO Nr. 1408/71 EWG über die Anwendung der Systeme der 
sozialen Sicherheit auf Wanderarbeitnehmer (ABl. 1971 L 149/2 i.d.F. ABl. 1997 L 28/4). Im 
übrigen kann die Verwaltung zwar ermächtigt oder verpflichtet werden, auf fremdem Recht 
beruhende Hoheitsakte anzuerkennen, doch hat dies nichts mit Rechtswahl zu tun, da die Vor-
aussetzungen, unter denen dies geschieht, unnachgiebig sind. Kollisionsrechtlich kommt es 
zur positiven Berufung einer ausländischen Norm des öffentlichen Rechts gleichfalls nur aus-
nahmsweise; das internationale Verwaltungsrecht ist m.a.W. „einseitig", nach wie vor zutr. 
Neumeyer, Internationales Verwaltungsrecht IV, S. 115. 

2 5 Vgl. Vogel, Anwendungsbereich, S. 14, 126, 148, 342; zu Ausnahmen Okresek, OZöRV 
35 (1985), 325 ff.; insbesondere im Kartellrecht Rehbinder, Extraterritoriale Wirkungen des 
deutschen Kartellrechts, S. 155 ff.; Meessen, Völkerrechtliche Grundsätze des internationalen 
Kartellrechts, S. 108 ff. 

2 6 Ansätze für eine Systematisierung solcher Verweisungen bei Vogel, AöR 84 (1959), 
56ff.; Riphagen, RdC 102 (1961-1), 284. 

27 So jedenfalls Gerstner, Drittschutzdogmatik, S. 22. 
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sung durch Elemente anderer Rechtsordnungen geführt.28 Der direkte, allein 
auf Rechtsvergleichung beruhende Einfluß ausländischer Rechtsordnungen 
kann im öffentlichen Recht ohne einen normierten Zwang zur Anwendung 
ausländischen Rechts auch nur marginal bleiben.29 Seine politische und histori-
sche Bedingtheit erschweren es, einzelne Regelungsmodelle zu isolieren und 
ihre Option zur gesellschaftlichen Konfliktlösung der anderer Rechtsordnun-
gen mit anderer Geschichte und Systematik als dogmatische Alternative gegen-
überzustellen.30 Verfassungsrechtlich gilt eine unausgesprochene, aber unwi-
derlegliche Vermutung zugunsten der Entscheidung des demokratisch legiti-
mierten Gesetzgebers, wenn eine Norm nicht erkennbar als dispositiv konzi-
piert ist; durch Rechtsvergleichung gewonnene Optimierungsvorschläge ent-
behren einer solchen Legitimation.31 Da die Rechtssätze des öffentlichen 
Rechts dem Prinzip der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung unterliegen, haftet 
Rechtsvergleichung als maßgeblicher und nicht lediglich für ein gefundenes Re-
sultat bestätigend wirkender Auslegungsmethode ein Hauch von Unberechen-
barkeit an,32 da sie sich nicht als normativ gesteuerte Rechtsfindungstechnik 
darstellt, sondern notwendig zu einem Akt der Wahl33 führen muß, deren Kri-
terien vage bleiben.34 Dies gilt wegen des Gebotes der Rechtssicherheit und des 

28 Vielmehr lautet die Frage ganz im traditionellen Sinne, ob das nationale Recht die Betei-
ligungsrechte ausländischer Nachbarn stärken muß, s. Bliimel, FS Doehring, 89 ff. 

29 So bereits Nawiasky, VVDStRL 3 (1927), 43 LS. 2; Doehring, Rechtsvergleichung als In-
terpretationshilfe, S. 51 (Vermutung für eine „interne" Interpretation, anders bei Anknüpfun-
gen an internationale Standards wie in Art. 1 II, 25 GG); Schmidt-Aßmann, FS Lerche, 519 
spricht dem Rechtsvergleich eine „Position in den Grenzbereichen zwischen Plausibilität und 
Normativität" zu. Im Verfassungsrecht mag dies vor allem in der frühen Praxis des BVerfG 
anders gewesen sein, s. die Ansätze in den Entscheidungen v. 29. 7. 1952,2 BvE 2/51, BVerfGE 
1,372 (381 f.)-dt./frz. Wirtschaftsabkommen-, v. 4. 6.1957,2 BvL 17/56 u.a., E 7,29 (40)-Pres-
serecht; v. 22. 11. 1958, 1 BvR 400/51, E 7, 198 (208) - Lüth; v. 29. 7. 1959, 1 BvR 205/58 u.a., E 
10, 59 (81 ff.) - Stichentscheid. Zur Rechtsvergleichung eingehend Häberle,}7,1989, 913 ff., der 
sie im Verfassungsgrecht als „fünfte Auslegungsmethode" empfiehlt; zust. Hesse, Grundzüge, 
Rn. 71 n. 28; zur historischen Bedeutung und zu den Zwecken der Rechtsvergleichung im öf-
fentlichen Recht eingehend Starck, JZ 1997, 1021 ff. 

30 Vgl. auch Bullinger, EuR Beih. 1/1995, 41. 
31 Siehe schon Bernhardt, ZaöRV 24 (1964), 443. 
32 Vgl. dagegen Kaiser, ZaöRV 24 (1964), 392 unter Bezug auf Erik Wolf, Naturrechtslehre, 

S. 188, wonach „eine vertiefte Rechtsvergleichung [...] auch der Theorie eines als Gesell-
schaftsordnung verstandenen Naturrechts als notwendige Methode zu dienen" vermöge. Da 
offenbleibt, welcher Grad an Verbindlichkeit dieser Ordnung zukommen soll, bestärkt diese 
Anregung die geäußerten Bedenken eher, als sie zu zerstreuen. Dagegen ist die Rechtsverglei-
chung im Zivil- und Handelsrecht wegen der größeren dogmatischen Freiheit auf diesen Ge-
bieten weniger Einwänden ausgesetzt, s. zu Rechtsprechung, die sie als ergänzende Ausle-
gungsmethode nutzt, Aubin, RabelsZ 34 (1970), 458 ff., auch mit Beispielen für die Verwer-
fung der rechtsvergleichenden Methode S. 471 ff. Insoweit soll der Wert der Rechtsverglei-
chung nicht bestritten werden, dazu Yntema, Mich. L. Rev. 54 (1956), 927f. 

33 Auch die herkömmlichen Auslegungstechniken können als Prozeß der Wahl aufgefaßt 
werden, s. Gottlieb, The Logic of Choice, S. 91 ff.; doch ist die Entscheidung zwischen in ka-
nonisierter Methodik gewonnenen Alternativen besser vorhersehbar, vgl. ebd. S. 103. 

34 Vgl. Frankenberg, Harv. Int'l L. J. 26 (1985), 411 ff. (412: „More often thannot , even exo-
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aus ihr abgele i te ten h o h e n E i g e n w e r t e s der Ver läß l i chke i t r i ch ter l i cher U r t e i l s -
recht fe r t igung auch n o c h innerha lb des Spie l raums, den der G e s e t z g e b e r d o g -
m a t i s c h e r F o r t b i l d u n g zuges teht , m i t h i n selbst für den s c h o n der V e r w a l t u n g s -
rechtswissenschaf t des n e u n z e h n t e n J a h r h u n d e r t s b e k a n n t e n 3 5 u n d als Q u e l l e 
der R e c h t s e r k e n n t n i s e m p f o h l e n e n I n s t i t u t i o n e n v e r g l e i c h . 3 6 

A u s anderen G r ü n d e n w i r k t das V ö l k e r r e c h t n u r in ger ingfügigem U m f a n g 
auf das na t iona le V e r w a l t u n g s r e c h t ein. Q u e l l e n derart iger E i n f l u ß n a h m e n sind 
z u r Ze i t in ers ter L i n i e im R a h m e n des E u r o p a r a t e s und in i n t e r g o u v e r n e m e n -
taler Z u s a m m e n a r b e i t v o n U n i o n s s t a a t e n ents tandene K o n v e n t i o n e n . W i c h t i g -
ster M a ß s t a b sind die E u r o p ä i s c h e M e n s c h e n r e c h t s k o n v e n t i o n n e b s t ihren Z u -
s a t z p r o t o k o l l e n , aus deren G e w ä h r l e i s t u n g e n sich F o l g e n f ü r das V e r w a l t u n g s -
ver fahren , den V e r w a l t u n g s p r o z e ß , aber auch das P o l i z e i - und O r d n u n g s r e c h t 
s o w i e das A u s l ä n d e r r e c h t e rgeben k ö n n e n . 3 7 D i e e rwar te te te A n p a s s u n g s l e i -
s tung der na t iona len R e c h t s a n w e n d u n g hängt v o m inners taat l i chen R a n g der 
M e n s c h e n r e c h t s k o n v e n t i o n ab. D a sie in der B u n d e s r e p u b l i k nur als e infaches 
G e s e t z gilt , ist deren U m s e t z u n g ledigl ich a m M a ß s t a b des G e b o t s vö lker -
r e c h t s f r e u n d l i c h e n H a n d e l n s überprüfbar . Sie unter l iegt ausschl ieß l ich in den 
G r e n z e n des inners taat l i chen R e c h t s s a n k t i o n i e r t e r ger icht l i cher K o n t r o l l e , 3 8 

denn die d u r c h die E M R K geschaf fenen O r g a n e setzen ke ine H o h e i t s a k t e mit 

tic trips turn out to be vain attempts to escape from everyday life and to re-invent the traveler's 
world view."). 

35 So war die „Europäisierung" des Verwaltungsrechts auf der Grundlage der Rechtsver-
gleichung bereits Teil der Methode Lorenz v. Steins, s. Verwaltungslehre, Teil 1, Abt. 1, Vorre-
de z. 1. Aufl., S. VIII f.: „Es ist, wollen wir anders nicht zu den untern Reihen herabsinken, in 
unserer Wissenschaft die Auffassung des europäischen Rechtslebens als eines Ganzen, und das 
Begreifen des einzelnen Volkes und seiner Rechtsbildung als eines organischen Theiles dieses 
Ganzen, das wir zu leisten haben." S. IX: „Die wahren Institutionen unserer deutschen 
Rechtswissenschaft müssen künftig in dem Bilde des europäischen Rechtslebens bestehen, und 
Niemand sollte an deutsches Recht gehen, ohne, wenn auch nur in seinen Grundzügen, das 
wunderbar große und schöne Bild des europäischen Rechts, aus der Einheit seiner Volksrech-
te, ihrer Geschichte, ihrer Gestalt, ihrer Elemente und ihrer wirkenden Individualität sich zu 
einem machtvollen organischen Leben entfaltend, vor seinen geistigen Augen zu haben." 

3 6 Gemeint ist die Institution als dogmatische Figur, wie sie im öffentlichen Recht in An-
lehnung an das römische Recht z.B. bei Fleiner, Institutionen, programmatisch verwendet 
wird. Was letztlich den Unterschied zum Institutionenbegriff der Lehren v. Steins (vorige Fn.) 
ausmacht, soll hier nicht vertieft werden. Festzuhalten bleibt, daß die Entwicklung und Um-
bildung dogmatischer Institution nur durch solches Recht angeleitet sein darf, das sich durch 
den Rückbezug auf die übergeordneten Ebenen der jeweils maßgeblichen Normenpyramide 
als verbindlich ausweisen kann. 

37 Siehe Bernhardt, FS Doehring, 23 ff.; Koopmans, PL 1991, 54 ff.; Ress, in: Burmeister 
(Hg.), Verwaltung, S.205, 219 ff.; Schmidt-Aßmann, FS Lerche, 515 f.; ders., DVB1. 1993, 927; 
Tomuschat, FS Redeker, 280 ff.; Scheuing, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aß mann (Hg.), Inno-
vation, S. 290 ff. 

38 In diesem Rahmen sind sie jedoch bei der Auslegung von Grundrechten zu berücksich-
tigen, was ihnen im Ergebnis eine über den Rang einfacher Gesetze hinausreichende Wirkung 
verschafft, s. BVerfG, Beschl. v. 26. 3. 1987, 2 BvR 589/79 u.a., BVerfGE 74, 358 (370); v. 29. 5. 
1990, 2 BvR 254,1343/88, BVerfGE 82, 106 (114), beide zur Unschuldsvermutung. 
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Durchgrif fswirkung. 3 9 Entscheidungen der Europäischen Kommission und des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte sind nicht vollstreckbar.40 Der 
Einfluß bleibt indirekt. Andere Abkommen des Europarates haben Bezüge zu 
Materien des besonderen Verwaltungsrechts, so die Europäische Charta der 
kommunalen Selbstverwaltung vom 15. Oktober 1985, 4 1 die Konvention vom 
21. Juni 1994 über die zivilrechtliche Haftung für Schäden, die aus umweltge-
fährlichen Aktivitäten herrühren4 2 und die Konvention über den grenzüber-
schreitenden Datenschutz.43 

Als Ergebnisse intergouvernementaler Zusammenarbeit innerhalb der Uni-
on lassen die beiden Schengener und das Dubliner Abkommen 4 4 die verwal-
tungsrechtlichen Folgen einer entwickelten Gemeinsamen Innen- und Justiz-
politik erahnen.45 Auch deren Wirkungen sind jedoch vorerst indirekter A r t 
und hängen von den Maßnahmen ab, die Gesetzgeber und Exekutive zu ihrer 
innerstaatlichen Umsetzung ergreifen. 

Die weitgehende Abschottung internen öffentlichen Rechts gegenüber inter-
nationalen Einflüssen kann gegenüber dem Recht der Europäischen Gemein-
schaften nicht in unverminderter Dichte bestehen bleiben. Die Souveränität ih-
rer Mitgliedstaaten ist eingeschränkt, deren Bestand selbst steht unter über-
staatlichen Bedingungen.46 Die Rechtsnormen des Gemeinschaftsrechts gelten 
unter wechselnden Voraussetzungen unmittelbar und beanspruchen A n w e n -
dungsvorrang vor nationalem Recht. In Frankreich wurde schon im Jahre 1988 

39 Vgl. auch Labayle, R.F.D.A. 1992,620 ff. Die Wirkungen auf das nationale Recht werden 
damit durch nationale Organe eigenständig entwickelt; zu einem Beispiel aus dem spanischen 
Recht Polakiewicz, ZaöRV 52 (1992), 804 ff. Im Rahmen der EMRK besitzen insbesondere die 
Art. 6 (Recht auf Zugang zu einem Gericht) und 13 (Rechtsschutzgarantie) eine gewisse Rele-
vanz für das Verwaltungsrecht; vgl. Schmidt-Aßmann, FS Bernhardt, 1292 ff.; skeptischer Ar-
nold, EuR 1/1995, 8 f . 

40 Vgl. demgegenüber Art. 187,192 EGV. 
41 BGBl. 1987 11, 65. 
42 ETS No. 150. Die Wiederherstellungspflicht nach Art. 2 IX hat planungs- und natur-

schutzrechtliche Folgen, vgl. Friehe, NuR 1992, 457 f. 
43 Vom 28. 1. 1981, ETS No. 108. 
44 Ubereinkommen zwischen den Regierungen der Staaten der BENELUX-Wirtschafts-

union, der Bundesrepublik und der Französischen Republik betreffend den schrittweisen Ab-
bau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen v. 14. 6.1985, GMB1.1986,79; Ubereinkom-
men v. 15. 6. 1990 über die Bestimmung des zuständigen Staates für die Prüfung eines in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften gestellten Asylantrags (Dubliner Überein-
kommen), Bull. EG Nr. 6/1990, 2.2.2., BGBl. 1994 II, 791; Übereinkommen zur Durchfüh-
rung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den Regierungen der 
Staaten der BENELUX-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik und der Französischen Repu-
blik betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen v. 19. 6. 
1990, BAnz Nr. 217 a v. 23. 11. 1990. Dazu Huber, NVwZ 1992, 618 ff.; Schock, DVB1. 1992, 
530ff.; Dörr, DÖV 1993, 696ff.; Schweitzer, FS Börner, 403ff.; Pitschas, ZRP 1993, 174ff.; 
Weber, ZAR 1993,11 ff.; Bieber, NJW 1994,294 ff. 

45 Vgl. Pitschas, JZ 1993, 857ff.; ders., NVwZ 1994, 625ff. 
46 Siehe v. Simson, Souveränität, S. 186 ff., bes. 204,229,236 f. n. 18; für MacCormick, MLR 

1993, 1 ff. sind die Staaten der Gemeinschaft nicht mehr souverän. 
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geschätzt, daß etwa 80 % der Verwaltungsbehörden mit der Ausführung von 
Gemeinschaftsrecht befaßt seien.4 7 Seine Regelungen durchziehen nahezu alle 
Gebiete des besonderen Verwaltungsrechts. Sie bleiben jedoch dem Prinzip der 
begrenzten Ermächtigung entsprechend sektoral begrenzt und somit an jedem 
Systemideal gemessen fragmentarisch. Kodifikationsähnliche Rechtsverein-
heitlichung ist weder ihr Inhalt noch ihr Ziel.4 8 

Soweit nicht unmittelbar vollziehbares Primärrecht besteht, bedient sich die 
Gemeinschaft in den Bereichen ihrer ausschließlichen oder alternativ-konkur-
rierenden Zuständigkeiten zumeist der Rechtsform der Verordnung, während 
sie zur Verwirklichung des Binnenmarktes primär Richtlinien erläßt. Verord-
nungen existieren daher vor allem im Zol l - , 4 9 Kartel l - , 5 0 Agrar- 5 1 und Fischerei-
recht 5 2 sowie im Außenhandelsrecht. 5 3 Das Beihilfenrecht wird weitgehend 
durch Entscheidungen der Kommiss ion gesteuert.5 4 Richtlinien haben zur Ver-
wirklichung der Grundfreiheiten verschiedenen Zweige des Wirtschaftsverwal-
tungsrechts geregelt, die sich auf nahezu alle Zweige des öffentlichen Rechts bis 
hin zum Kirchenrecht 5 5 auswirken. 

Inzwischen berührt Gemeinschaftsrecht nicht mehr nur das Wirtschaftsver-
waltungsrecht, 5 6 sondern in der einen oder anderen Weise nahezu jedes Gebiet 
des besonderen Verwaltungsrechts, so das Ausländer- 5 7 und Asylrecht , 5 8 Bau-
recht, 5 9 Beamtenrecht , 6 0 Berufsrecht, 6 1 Datenschutzrecht 6 2 und Energiewirt-

47 Carnelutti, R.F.D.A. 1988, 8. 
48 So zu Recht Göiz, JZ 1994, 265 ff. 
49 Zum Zollkodex der Gemeinschaft (o. Fn. 12) Duric, RIW 1991,409 ff.; Lichtenberg, ZfZ 

1991, 204 ff.; Birk, ebd. 207 ff.; Baumann, ebd. 212 ff.; Witte, ZfZ 1993, 162 ff. 
50 Siehe Pernice, in: Grabitz/Hilf (Hg.), EU-Kommentar, nach Art. 87 EGV. 
51 Siehe Boest, Die Agrarmärkte im Recht der EWG, S. 285 ff.; Götz, EuR 1986, 29 ff.; 

Barnstedt, Durchführung, durchgehend. 
52 Vgl. van Rijn, in: v.d. Groeben/Thiesing/Ehlermann (Hg.), EU-/EG-Vertrag, Bd. 1, Fi-

schereipolitik (S. 1012), Rn. 10, 42. 
53 Allgemein v. Bogdandy, in: Siedentopf (Hg.), Verwaltung, S. 135 ff.; Wolffgang, DVB1. 

1996, 277 ff. 
54 Dazu z.B. Zuleeg, in: Börner/Bullinger (Hg.), Subventionen, S. 50 ff.; Schwarze, GS 

Martens, 819 ff.; Bleckmann, NVwZ 1990, 820 ff. 
55 Höllerbach, ZevKR 35 (1990), 260 ff.; Starck, FS Everling, 1427 ff.; Rüfner, FS Hey-

manns Verlag, 485 ff. 
56 Vgl. Pernice/Kadelbach, DVBl. 1996, 1100 ff.; Schmidt-Aßmann/Röhl, EuR Beih. 1/ 

1997, 94 ff. 
57 Dazu Hailbronner, Ausländerrecht, S. 53 ff., 611 ff.; Häußer, VerwArch 87 (1996), 241 ff. 
58 Zur Reichweite der Befugnisse Schweitzer, FS Börner, 403 ff.; Huher, NVwZ 1992, 

618 ff. Zu den Neuerungen u.a. des Art. 100 c EGV Weber, ZAR 1993, 11 ff. 
59 Hoppe, NVwZ 1990, 816 ff.; Erbguth/Stollmann, NuR 1993, 249 ff.; Schink, GewArch 

1998, 41 ff. 
60 Wegen des Arbeitnehmerbegriffs nach Art. 48 I EGV und dem nur sehr engen Ausnah-

mebereich zugunsten öffentlicher Gewalt in Art. 48 IV EGV können sich Modifizierungen des 
Erfordernisses deutscher Staatsangehörigkeit als Voraussetzung für die Begründung des Be-
amtenverhältnisses ergeben. Dazu noch u. Kap. 5, Abschn. B III 3 e aa (2). 

61 Henninger, BB 1990, 73 ff.; zur Anerkennung von Hochschulzeugnissen Urt. v. 7. 5. 
1991, Rs. C-340/89, Slg. 1991-1, 2357 (2383 ff.) - Irene Vlassopoulou/Ministerium für Justiz, 
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schaftsrecht,63 das Gesundheitswesen,64 das Lebensmittelrecht,65 das Sozial-66 

und das Steuerrecht.67 Die Tätigkeit der Gemeinschaft auf kulturpolitischem 
Gebiet68 wirkt sich auf das Recht öffentlich-rechtlicher Anstalten und Körper-
schaften wie der Rundfunkanstalten69 und Hochschulen70 aus, und auch das 
Kommunalrecht bleibt nicht unbeeinflußt.71 Das europäische Umweltrecht72 

erfaßt das Naturschutz-,73 Wald-,74 Abfall-,75 Immissionsschutz-,76 Wasser-,77 

Bundes- und Europaangelegenheiten Baden-Württemberg, mit Bespr. Hailbronner, JuS 1991, 
917 ff. 

62 Richtlinie 95 /46 /EG des Europäischen Parlaments u n d des Rates v. 24. 10. 1995 z u m 
Schutz natürl icher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien 
Datenverkehr , ABl. L 281/31; s. auch schon Simitis, R D V 6 (1990), 3 ff.; Riegel, D Ö V 1991, 
311 ff.; Rudolf; FS Stern, 1347 ff. 

63 Pernice, RdE 1993,45 ff.; Britz, R d E 1997, 85 ff.; Sellner, E u R Beih. 1/1997, 61 ff.; abl. zu 
einer K o m p e t e n z der E G Steinberg/Britz, D Ö V 1993, 313 ff. 

64 Vgl. v. Schwanenflügel, JZ 1993, 551 ff. 
65 Dazu Kleemann, BayVBl. 1989, 617 ff. 
66 Siehe Watson-Olivier, Z IAS 1992, 41 ff.; Schulte, ebd. 191 ff. 
67 Friedrich, R I W / A W D 1982,35 ff.; Grabitz/Nettesheim, EWS 1990,246 ff.; Hilf, U T R 16 

(1992), 121 ff. 
68 Zu den Kul tu rkompe tenzen der Gemeinschaf t Ress, D O V 1992, 944 ff.; zu möglichen 

Folgen Eberl, N V w Z 1994, 729 ff. 
69 Richtlinie 89 /552 /EWG des Rates v. 3. 10. 1989 zur Koord in ie rung best immter Rechts-

und Verwal tungsvorschri f ten der Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fernsehtätigkeit , 
ABl. L 298/23); dazu BVerfG, Ur t . v. 22. 3. 1995, 2 BvG 1/89, BVerfGE 92, 203. 

70 Z u m Recht auf Hochschulzulassung etwa EuGH, Ur t . v. 13. 2. 1985, Rs. 293/83, Slg. 
1985, 593 - Françoise Gravier/Stadt Lüttich', auf diskriminierungsfreie Behandlung bei der Er-
hebung von Studiengebüren ebd. 613; auf B A F ö G Ur t . v. 21. 6. 1988, Rs. 39/86, Slg. 1988,3161 
- Sylvie Lair/Universität Hannover. 

71 Siehe Ar t . 8 b I EGV, vgl. ferner Richtlinie 94 /80 /EG des Rates v. 19. 12. 1994 über die 
Einzelheiten der A u s ü b u n g des aktiven und passiven Wahlrechts bei den Kommuna lwah len 
für Un ionsbürge r mit Wohnsi tz in einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht 
besitzen, ABl. L 368/38; zu den Einflüssen des Gemeinschaftsrechts auf die kommuna le 
Selbstverwaltung noch u. Kap. 3, Abschn. II 2 e cc. 

72 Allgemein Salzwedel, U P R 1989, 41 ff.; Krämer, WiVerw 1990, 138 ff.; Pernice, N V w Z 
1990, 414 ff.; Schröder, in: Schoch (Hg.), Verwaltungsrecht , S.91 ff.; Gellermann, Beeinflus-
sung und Ruffert, Subjektive Rechte, jew. passim. 

73 Siehe z.B. EuGH, Ur t . v. 28.2. 1991, Rs. C-57/89 , Slg. 1991-1, 883 (931 f.) - Kommission! 
BR Deutschland (Leybucht) mit Bespr. Winter, N u R 1992, 21 ff. 

74 V O Nr . 3528/86 des Rates, ABl. L 326/2 über den Schutz des Waldes gegen Luftver-
schmutzung , zuletzt geänd. in V O Nr . 2157/92 des Rates, ABl. 1992 L 217/1, und V O 926/93 
der Kommiss ion mit Duchführungsbes t immungen , ABl. L 100/1; zur Waldschadenshaf tung 
Kiethe/Schwab, E u Z W 1993, 437ff . 

75 Siehe Bothe, N V w Z 1987, 938 ff.; Friedrich, U P R 1988, 4 ff.; v. Wilmowsky, Abfal lwir t -
schaft im Binnenmarkt ; den., N V w Z 1991, 1 ff.; Rengeling/Gellermann, DVB1. 1995, 389 ff. 

76 Vgl. EuGH, Ur t . v. 30. 5. 1991, Rs. C-361/88, Slg. 1991-1, 2567 (2599 ff.) ( S 0 2 in der 
Luft ) u n d vom selben Tage, Rs. C-59/89 , Slg. 1991-1, 2607 (2629 ff.) (Blei in der Luft) , beide 
Kommission/BR Deutschland, mit Bespr. etwa von Langenfeld/Schlemmer-Schulte, E u Z W 
1991, 622 ff.; Vedder, EWS 1991, 293 ff.; Hansmann, U T R 17 (1992), 21 ff.; Stelling, N V w Z 
1992, 134 ff.; z u m EG-Luf t re inha l te rech t allgemein Gallas, in: Behrens /Koch (Hg.), U m w e l t -
schutz, S. 98 ff.; Koch, DVB1. 1992, 124 ff. 

77 Siehe EuGH, Ur t . v. 28. 2. 1991, Rs. C-131/88, Slg. 1991-1, 825 (868 f f . ) - K o m m i s s i o n / 
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Straßen- , 7 8 Raumordnungs- , 7 9 A t o m - 8 0 und Gentechnikrecht . 8 1 N i c h t nur 
sind daher mit Eingriffs- , Leistungs- und planender Verwaltung 8 2 alle Bere i -
che hoheit l icher Aufgabenerfül lung betroffen; auch die fiskalische 8 3 und pri-
vatwirtschaftl iche Tät igkei t 8 4 der Verwaltung wird gemeinschaftsrechtl ich 
durchdrungen. 

Die Frage nach der Zulässigkeit der Rechsvergleichung im öffentlichen 
Recht stellt sich neu, wenn normative Vorgaben zur Berücksichtigung anderer 
Lösungsmodelle Anlaß geben. Steht innerstaatliches Vollzugsrecht mit gemein-
schaftsrechtlichen Anforderungen nicht in Einklang und belassen die zur An-
wendung stehenden N o r m e n einen Auslegungsspielraum, so ist nach Kriterien 
zu suchen, diesen in europarechtsverträglicher Weise auszufüllen. Hier scheint 
es erwägenswert, Aufschluß in anderen Rechtsordnungen zu suchen, besonders 
wenn die das interne Recht überlagernde N o r m ihrerseits am Vorbild eines an-
deren staatlichen Modells orientiert ist.8 5 

Zwangsläufig müssen alle diese Einflüsse Rückwirkungen auf das allgemeine 
Verwaltungsrecht entfalten. D a nicht nur auf die Rechtsakte, sondern auch auf 
die sie interpretierenden Urtei le des Europäischen Gerichtshofes unterschiedli-
ches Rechtsdenken Einfluß ausübt, beginnt sich das europäische Verwaltungs-
recht zu verselbständigen. Nicht selten werden daher selbst dogmatische Sy-
stemfragen mit Verbindlichkeitsanspruch vom deutschen Recht abweichend 
entschieden. Dies hat Auswirkungen für zentrale Bauelemente des allgemeinen 

BR Deutschland (Grundwasser), mit Bspr. Lübbe-Wolff, in: Behrens/Koch (Hg.), 127ff.; 
Reinhardt, DÖV 1992, 102 ff.; Rupp, JZ 1992, 1034 f.; allgemein etwa Breuer, WiVerw 1990, 
79 ff.; Mobs, in: Behrens/Koch (Hg.), Umweltschutz, S. 112 ff. 

78 Bartlsperger, DVB1. 1987,1 ff. 
79 Vgl. Breuer, Entwicklungen, S. 69. 
80 Allgemein Pernice, EuZW 1993, 497 ff.; zum Strahlenschutz Eriskat/v. Pander, DVB1. 

1984, 69 ff.; Bischof, UPR 1988, 81 ff.; zur Wiederaufbereitung Roßnagel, DVB1. 1991, 839 ff.; 
Rengeling, ebd. 914 ff.; Roßnagel/Giindling, Die Wiederaufarbeitung im Ausland und das 
deutsche Atomrecht, S. 67 ff.; Scheuing, Grenzüberschreitende atomare Wiederaufarbeitung 
im Lichte des europäischen Gemeinschaftsrechts; Wahl/Hermes, Nationale Kernenergiepoli-
tik und Gemeinschaftsrecht, S. 70 ff. 

81 Vgl. Fuchs/Rapsch, DÖV 1991, 873 ff.; Herdegen, RIW 1992, 87 ff.; Vitzthum/Schenek, 
in: Vitzthum (Hg.), Europäische und internationale Wirtschaftsordnung, S. 47 ff. 

82 Bartlsperger, DVB1. 1987, 1 ff.; Hoppe, NVwZ 1990, 816 ff.; Krautzberger/Selke, DÖV 
1994, 685 ff. 

83 Dazu die Ubersicht bei Prieß, Das öffentliche Auftragswesen, S. 47 ff. 
84 Vgl. Mestmäcker, RabelsZ 52 (1988), 526 ff. 
85 Vgl. Hoffmann-Riem, in: ders./Schmidt-Aßmann (Hg.), Innovation, S. 17 f. Daß zahl-

reiche Institutionen des deutschen allgemeinen Verwaltungsrechts durch Anleihen im auslän-
dischen, insbesondere französischen Recht zustande kamen, bedarf an sich keiner Erwähnung, 
droht aber bei verbreiteter Skepsis gegenüber der Europäisierung des nationalen Verwaltungs-
rechts zuweilen vergessen zu werden. Neuere Beispiele für derartige Vergleiche bei Samuel, 
Cam. LJ 46 (1987), 264 ff. (zum subjektiven Recht); Schockweiler/Wivenes/Godard, R.T.D.E. 
26 (1990), 27 ff. (zur Staatshaftung für normatives Unrecht); Ehlers, VerwArch 84 (1993), 
139ff. (zur Klagebefugnis im Verwaltungsprozeß); generell Schwarze, in: ders. (Hg.), Verwal-
tungsrecht, S. 789 ff. 
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